Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2534 


Der Bundesminister Bonn, den 24. August 1971 

für Arbeit und Sozialordnung 
Ib 1-17101/03 (A159) 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Bevölkerungsentwicklung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Vogt, Frau Stommel, 
Burger, Baier, Frau Schroeder (Detmold), Dr. Götz, 
Dr. Fuchs, Frau Dr. Henze, Winkelheide und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache VI/2504 - 


Im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern für Bildung 
und Wissenschaft, des Innern, für Jugend, Familie und Gesund- 
heit und für Wirtschaft und Finanzen beantworte ich die Kleine 
Anfrage wie folgt: 


Während die Zahl der Geburten bis zum Jahr 1964 zugenommen 
hat (höchste Zahl 1 065 437 Geburten im Jahre 1964), zeigt sie seit- 
dem eine fallende Tendenz. Im Jahre 1969 wurden noch 903 458 
Kinder und im Jahr 1970 810 768 Kinder geboren. Das entspricht 

für das Jahr 1969 einer Zahl von 14,8 Geburten auf tausend, für 
1970 von 13,2 Geburten auf tausend, während 1963 nach 18,3 Ge- 
burten auf tausend Einwohner entfielen. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Worin sieht die Bundesregierung die wesentlichen Ursachen für 
den Geburtenrückgang? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung die künftige Entwicklung der 
Geburtenzahlen, und aus welchen Gründen nimmt sie im Sozial- 
budget 1971 an, daß die Zahl der Geburten 1975 auf 730 000 
zurückgehen dürfte? 

3. Wie wird sich der Geburtenrückgang nach Auffassung der Bun- 
desregierung auswirken 

a) langfristig auf die finanzielle Lage der Einrichtungen für die 
Alterssicherung unseres Volkes, insbesondere die gesetz- 
lichen Rentenversicherungen, 
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b) auf den Investitionsbedarf und laufenden Bedarf für Bil- 
dungseinrichtungen und Einrichtungen der Jugendpflege, 
insbesondere für Kindergärten, Schulen und Hochschulen, 

c) auf die Aufwendungen für den Familienlastenausgleich, 

d) langfristig auf die Zahl der Erwerbstätigen, insbesondere 
auch auf den Bedarf an ausländischen Arbeitnehmern? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, das Beratungsergebnis ein- 
schließlich der ein2elnen Beiträge des Expertenkreises des Bun- 
desministeriums für Arbeit und So2ialordnung 2ur Bevölke- 
rungsentwicklung (sog. Pillenkommission) dem Deutschen 
Bundestag 2U2uleiten? 


Zu 1. 


Der Geburtenrückgang ist zunächst auf demografische Faktoren 
(sich ändernde Altersstruktur der Bevölkerung und deshalb seit 
1968 geringerer Zahl der Eheschließungen) zurückzuführen. Das 
Nachrücken relativ schwach besetzter Jahrgänge im Heirats- 
alter wird - allein aus diesem Grund - noch bis 1974/1975 zu 
einer rückläufigen Geburtenzahl beitragen. Darüber hinaus 
zeigt sich jedoch, daß in weitaus stärkerem Maße Veränderun- 
gen des generativen Verhaltens wirksam werden, die sich in 
einer Veränderung der Fruchtbarkeitsziffer, also einer echten 
Abnahme der Geburtenhäufigkeit, niederschlagen. Es spricht 
vieles dafür, daß die Anwendung antikonzeptioneller Mittel 
und die damit verbundene Familienplanung dazu geführt haben, 
daß die Geburten auf einen späteren Zeitpunkt der Ehe ver- 
schoben werden und eine im Vergleich zu früher geringere 
Kinderzahl pro Ehe erreicht wird. 

Ein Vergleich ähnlich strukturierter Länder zeigt, daß die rück- 
läufige Geburtenentwicklung nicht allein auf die Bundesrepu- 
blik Deutschland beschränkt ist. 


Zu 2. 

Die im Sozialbudget 1971 genannten Geburtenzahlen (Teil B, 
Ziffer 87) beruhen auf Schätzungen, die im Januar 1971 vorge- 
nommen wurden. Danach schien es auf Grund des seit 1964 zu 
verzeichnenden Geburtenrückgangs plausibel zu sein, von 
einem weiteren Rückgang der Fruchtbarkeitsziffer auszugehen. 
Unter den im Januar 1971 zu übersehenden Umständen waren 
die Schätzungsergebnisse als mittlere Variante anzusehen. Ob 
die im bisherigen Verlauf des Jahres 1971 zu beobachtende 
deutliche Verlangsamung des Geburtenrückgangs zu einer Revi- 
sion dieser Schätzung Veranlassung gibt, läßt sich im Augen- 
blick noch nicht absehen. 


Zu 3. a) 
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Vorausberechnungen lassen erkennen, daß die finanzielle Ent- 
wicklung der gesetzlichen Rentenversicherungen durch den 
gegenwärtigen Geburtenrückgang bis etwa zum Jahre 1985 
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nicht beeinflußt wird. Daran schließt sich eine Periode an, die 
etwa bis zum Jahre 2020 dauert und in der sich in den Renten- 
versicherungen - bei Anhalten der jetzigen niedrigen Geburten- 
zahlen - das Verhältnis zwischen Beitragszahlern und Rentnern 
gegenüber dem Status quo ungünstiger entwickelt. Diese Be- 
lastungen sind jedoch bis zum Jahre 2000 geringer als die Be- 
lastungen durch den gegenwärtigen, dann überwundenen 
„Rentenberg". 


Zu 3. b) und c) 

Der Investitionsbedarf und der laufende Bedarf für Bildungs- 
einrichtungen und Einrichtungen der Jugendhilfe, insbesondere 
für Kindergärten, Schulen und Hochschulen sowie die Aufwen- 
dungen für den Familienlastenausgleich würden durch den 
Geburtenrückgang tendenziell geringer werden als bei gleich- 
bleibender Geburtenrate, wenn der Leistungsstandard gleich 
bliebe. Die Berechnungen der Bund-Länder-Kommission für 
einen Bildungsgesamtplan bis 1985 basieren auf der jüngsten 
Bevölkerungsvorausschätzung des Statistischen Bundesamtes 
und berücksichtigen damit die heute absehbare Entwicklung der 
Geburten. Auch bei der künftigen mittel- und langfristigen 
Planung wird für die einzelnen Aufwendungen unter Berück- 
sichtigung des jeweils aktuellen Standes der Entwicklung der 
Geburtenzahlen Rechnung getragen werden. 


Zu 3. d) 

Nach der jüngsten Bevölkerungsvorausschätzung des Statisti- 
schen Bundesamtes auf der Basis 1. Januar 1970 wird der Anteil 
der erwerbsfähigen Bevölkerung nach einem leichten Sinken 
bis etwa 1974 in dem folgenden 10-Jahres-Zeitraum wieder 
deutlich ansteigen und sich auf einem im Vergleich zu 1975 
höheren Niveau einpendeln. Erst nach dieser Zeit kann sich der 
Geburtenrückgang auf die einheimische Erwerbsbevölkerung 
auswirken. Diese langfristigen Auswirkungen lassen sich zur 
Zeit im Hinblick vor allem auf die Unsicherheiten der tech- 
nischen Entwicklung kaum abschätzen. Das gleiche gilt für das 
Ausmaß des Bedarfs an ausländischen Arbeitnehmern nach 
1985. 


Zu 4. 

Die bisherigen Untersuchungen des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung über die möglichen Auswirkungen 
eines Geburtenrückgangs waren rein intern. Ergebnisse können 
daher auch nicht als abgestimmte Meinung der Bundesregierung 
angesehen werden. Dies gilt insbesondere für Aufsätze von 
Mitarbeitern der ad-hoc-Arbeitsgruppe des Bundesministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung zu den angesprochenen Fragen, 
die als Namensartikel im Bundesarbeitsblatt Nr. 5 vom Mai 
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1971 veröffentlicht worden sind. Daher möchte ich von einer 
offiziellen Zuleitung an den Deutschen Bundestag absehen, zu- 
mal der Abschlußbericht der ad-hoc-Arbeitsgruppe nur eine 
Zusammenfassung der bereits veröffentlichten Einzelbeiträge 
ist. 

Walter Arendt 
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